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Inhalt: Verordnung über die Befugnis der Kriegshilfsausſchüſſe in der Provinz Oſtpreußen zur eidlichen 
Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, S. 121. — Verfügung des Juſtizminiſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts in Dillen⸗ 
burg, S. 122. 


(Nr. 11449.) Verordnung über die Befugnis der Kriegshilfsausſchüſſe in der Provinz 
Oſtpreußen zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen. 
Vom 28. Juli 1915. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 
verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


SI 
Die auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. September 1914 in 
der Provinz Oſtpreußen gebildeten Kriegshilfsausſchüſſe ſind befugt, in dem 
Verfahren zur Ermittelung der Kriegsſchäden und der Feſtſtellung der vom 
Preußiſchen Staate gewährten Vorentſchädigung Zeugen und Sachverſtändige 
eidlich zu vernehmen. 
Die eidliche Vernehmung des Geſchädigten ſelbſt iſt nicht zuläſſig. 


82. 

Die Beeidigung der Zeugen oder Sachverſtändigen erfolgt durch den 
Vorſitzenden des Kriegshilfsausſchuſſes. 

Der Stellvertreter des Vorſitzenden iſt zur Beeidigung nur befugt, wenn 
er entweder auch Stellvertreter des Vorſitzenden in deſſen Hauptamt als Landrat 
oder als Erſter Bürgermeiſter einer kreisfreien Stadt iſt oder die Befähigung 
zum höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſte beſitzt. 


Gare > 

Hält ſich der Zeuge oder Sachverſtändige nicht im Bezirke des Kriegshilfs⸗ 
ausſchuſſes, bei dem das Verfahren ſchwebt, auf, ſo kann der Kriegshilfsausſchuß 
den Kriegshilfsausſchuß oder das Amtsgericht des Wohnſitzes oder des Aufent⸗ 
haltsorts um eidliche Vernehmung erfuchen. 

Das Erſuchen kann nur wegen örtlicher Unzuftändigkeit oder wegen geſetz⸗ 
licher Unzuläſſigkeit der Beeidigung eines Zeugen oder Sachverſtändigen abgelehnt 
werden. 
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84. 

Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger ver⸗ 
nehmen zu laſſen, ſowie hinſichtlich der im Fall des Ungehorſams zu ver⸗ 
hängenden Strafen kommen die Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze mit 
der Maßgabe zur Anwendung, daß im Fall des Ungehorſams die zu erkennende 
Geldſtrafe den Betrag von einhundertundfünfzig Mark nicht überſteigen darf. 

Die hierbei zu treffenden Entſcheidungen erfolgen durch den Vorſitzenden 
oder feinen Stellvertreter ($ 2 Abſ. 2). 

Gegen die Entſcheidung findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an 
den Bezirksausſchuß ſtatt. i 
8 5. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der 

Gebührenordnung für Zeugen (Reichs-Geſetzbl. 1898 S. 689, 1914 S. 214). 


6. 
Dieſe Verordnung tritt mit 1 Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 28. Juli 1915. 


| (L. S.) Wilhelm. 

v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 

Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Loebell. 
v. Jagow. Wild v. Hohenborn. Helfferich. 


(Nr. 11450.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
A einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts in Dillenburg. Vom 24. Juli 1915. 


uf Grund des Artikel 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund⸗ 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
(Geſetzzamml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von 
Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von 
ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Dillenburg gehörige Gemeinde 
Haigerſeelbach 
am 1. September 1915 beginnen ſoll. 
Berlin, den 24. Juli 1915. 


Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 
Mügel. 
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